
Stadt Bielefeld  
Der Oberbürgermeister  

 
Bekanntmachung  

 
2. Änderungsverordnung zur Ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhal-

ten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen vom 29.09.2018  

 
vom 01.10.2019 

 

Aufgrund des § 6 Abs. 1, 4 und 5 des Gesetzes zur Regelung der Ladenöffnungszeiten 
(Ladenöffnungsgesetz – LÖG NRW) vom 16. November 2006 (GV. NRW. S. 516/SGV. 
NRW. 7113), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. März 2018 
(GV. NRW. S. 172) und den §§ 25 ff. des Ordnungsbehördengesetzes in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Mai 1980 (GV. NRW. S. 528/SGV. NRW. 2060), zuletzt geän-
dert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (GV. NRW. S. 741, ber. 2019 
S. 23) hat der Rat der Stadt Bielefeld in seiner Sitzung am 26. September 2019 für das 
Gebiet der Stadt Bielefeld folgende Änderungsverordnung zur Ordnungsbehördlichen Ver-
ordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen vom 
29.09.2018, zuletzt geändert durch die 1. Änderungsverordnung zur Ordnungsbehördli-
chen Verordnung über das Offenhalten von Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen vom 
21.03.2019, beschlossen: 
 
 

 
Artikel 1 

 

Die Anlagen 1.3 und 3.1 der Ordnungsbehördlichen Verordnung über das Offenhalten von 
Verkaufsstellen an Sonn- und Feiertagen vom 29.09.2018 werden ersetzt durch die geänder-
ten Anlagen 1.3 und 3.1, die Bestandteile dieser Änderungsverordnung sind.  
 

Artikel 2 
 
Diese Änderungsverordnung tritt eine Woche nach der Veröffentlichung in den Bielefelder Ta-
geszeitungen "Neue Westfälische" und "Westfalen-Blatt" in Kraft. 
 
 
Die vorstehende Verordnung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht.  
 
Es wird zugleich darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- oder Formvor-
schriften der Gemeindeordnung beim Zustandekommen der Verordnung nach Ablauf eines 
Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden kann.  
 
Dies gilt nicht, wenn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

nicht durchgeführt wurde, 
b) die Verordnung nicht öffentlich bekanntgemacht worden ist,  
c) der Oberbürgermeister den Ratsbeschluss vorher beanstandet hat oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel gegenüber der Stadt Bielefeld vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden sind, die den Mangel 
ergeben. 

 
Bielefeld, den 01.10.2019 
 
 
gez. Clausen 
Oberbürgermeister 


